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Auflösung: FABRIK, SCHEIN, SPARSCHWEIN, ZAHLEN, MÜNZE, HÄFTLING
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Kein Pardon
Schulden bei Banken,
Lieferanten und Staat? 
Und alle sind gleichzeitig
fällig? Wer da meint, er
könne den Fiskus vertrös-
ten, macht einen gefähr-
lichen Fehler 

VON ANKE STACHOW

D
as Geld aus dem Auftrag
ließ dieses Mal besonders
lange auf sich warten.
Schon meldeten sich die

ersten Lieferanten und forderten
ihr Geld. Zinsen für Bankkredite
wurden auch wieder fällig. Der lau-
fende Betrieb war inzwischen nur
noch mühsam zu bezahlen. Und als
wäre die Finanzlücke nicht schon
groß genug, meldete sich auch
noch der Fiskus. Natürlich wollte er
Geld.

Der Geschäftsführer war ratlos.
Allen Forderungen konnte er un-
möglich nachkommen. Aber die
Beziehungen zu seinem Lieferan-
ten wollte er keinesfalls gefährden.
Und wer vertröstet schon gern
seine Bank? Dann soll sich doch lie-
ber das Finanzamt in Geduld üben,
dachte der Geschäftsführer – und
machte einen gefährlichen Fehler.

Einige Zeit später erhielt er, die-
ses Mal persönlich, Post vom Fi-
nanzamt. Es war ein Haftungs-
bescheid. Da er als gesetzlicher
Vertreter des Unternehmens seiner
Pflicht, die Steuern rechtzeitig ab-
zuführen, nicht nachgekommen
war, sollte er mit seinem persönli-
chen Vermögen für diese Schulden
einstehen. So will es das Gesetz.

„Solche Probleme tauchen im-
mer wieder in der Praxis auf“, sagt
Frank Rumpel, Steuerberater bei
Ecovis in Würzburg. „Naturgemäß
liegt es einem Geschäftsführer
mehr am Herzen, durch vorrangige
Zahlung der Lieferanten den lau-
fenden Betrieb aufrechtzuerhalten,
als das Finanzamt zu befriedigen.“
Vielen sei jedoch nicht bewusst,
dass sie für die Steuerschulden der
Gesellschaft einschließlich der
Säumniszuschläge persönlich auf-
kommen müssen. „Der Geschäfts-
führer oder Vorstand eines Unter-
nehmens kann sich nicht aussu-
chen, welche Forderungen er zuerst
begleichen will. Er muss den Staat
genauso behandeln wie seine ande-
ren Gläubiger“, sagt auch Christian
Bleschke, Steuerrechtler bei der
Kanzlei Hammonds in Berlin. Kann
er seinen Verbindlichkeiten nicht in
voller Höhe nachkommen, muss er
eine Quote zahlen – dem Lieferan-
ten oder Banker genauso viel wie
dem Finanzamt.

Doch es gibt eine entscheidende
Ausnahme von diesem „Grundsatz
der anteiligen Tilgung“: Die Lohn-
steuer muss in voller Höhe abge-
führt werden. Denn dabei handelt
es sich nur um Geld, das vom Un-
ternehmer für den Arbeitnehmer
verwaltet wird. „Reicht das Geld für
die volle Höhe der ausstehenden
Lohnsteuer nicht, müssen die Brut-
tolöhne entsprechend gekürzt wer-
den“, sagt Anwalt Bleschke. Vielen
Unternehmern oder Geschäftsfüh-
rern scheinen diese Vorschrift und
die damit verbundenen Haftungs-
risiken nicht bekannt zu sein. Oder
sie schrecken davor zurück, ihren

Mitarbeitern weniger zu zahlen –
und damit zu offenbaren, wie ange-
spannt die Lage des Unternehmens
wirklich ist.

An den steuerrechtlichen Pflich-
ten des Geschäftsführers ändert
sich auch nichts, wenn seine Ge-
sellschaft droht pleitezugehen. Ge-
rade hat der Bundesfinanzhof
(BFH) dazu Stellung bezogen: Führt
der Geschäftsführer die Lohnsteuer
nicht rechtzeitig ab, kann er sich
nicht darauf berufen, dass der In-
solvenzverwalter nach einem mög-
lichen Konkurs die Zahlungen oh-
nehin vom Fiskus zurückgefordert
hätte (Az.: VII R 65/05). Die bloße
potenzielle Anfechtungsmöglich-
keit des Insolvenzverwalters kann
den tatsächlich eingetretenen Steu-
erausfall nicht rechtfertigen – der
Geschäftsführer darf nicht in die
Aufgaben des Verwalters hinein-
funken. „Zum Zeitpunkt, in dem
der Geschäftsführer die Steuern
nicht bezahlt, steht ja noch gar
nicht fest, ob der Insolvenzverwal-
ter die Zahlung überhaupt an-
gefochten hätte“, sagt Jens Wolff,
Steuerrechtler bei Holthausen &
Partner in Köln. 

Selbst mögliche Schadensersatz-
ansprüche nach dem GmbH-
Gesetz und dem Bürgerlichen Ge-
setzbuch entbinden den Geschäfts-
führer nicht davon, trotz Zahlungs-
schwierigkeiten fristgerecht die
Lohnsteuern abzuführen. Das geht
aus einem Urteil des Sächsischen
Finanzgerichts hervor (Az.: 2 K
2212/05). Das Geld fließe schließ-
lich in eine staatliche Kasse, so die
Argumentation der Richter. Es sei
somit nicht endgültig weg, die
Gläubiger könnten es ja zurückbe-
kommen. „Bei begründeter Anfech-
tung durch einen Insolvenzverwal-
ter sind der Insolvenzmasse und da-
mit den Gläubigern die bei dieser
Kasse eingezahlten Lohnsteuerbe-
träge sicher“, schreibt das Gericht.

Unternehmen gehen eben
schnell einmal pleite, der Staat
nicht.

Steuerberatung 
weiter privilegiert
Die Voranmeldung der Umsatzsteuer
darf auch weiterhin nur von Steuer-
beratern durchgeführt werden. Das
hat die Bundesregierung in der ver-
gangenen Woche mit der Reform des
Steuerberatungsgesetzes beschlossen.
Im Referentenentwurf war ursprüng-
lich noch vorgesehen gewesen, auch
Bilanzbuchhaltern die Befugnis zu
erteilen, Umsatzsteuervoranmeldun-
gen beim Finanzamt vorzunehmen.
Der Deutsche Steuerberaterverband
begrüßte die Entscheidung. Verbrau-
cher könnten sich so weiterhin auf die
hohe Qualität der Beratung verlassen,
teilte der Verband mit. Der Berufsver-
band deutscher Buchführungshelfer
hingegen bedauert die ausgebliebene
Liberalisierung. „Unsere Qualifikation
reicht völlig aus“, sagt Geschäftsführer
Ernst Petermann. Sein Verband will
sich nun bei der Europäischen Kom-
mission beschweren. FTD

Wirtschaftskanzleien
wachsen um 12 Prozent
Der Umsatz der führenden Wirt-
schaftskanzleien in Deutschland ist im
vergangenen Geschäftsjahr um durch-
schnittlich 12,4 Prozent gestiegen. Wie
der Brancheninformationsdienst Juve
berichtet, lag der Gesamtumsatz der
50 größten Kanzleien bei insgesamt
31,7 Mrd. €. Mehr als die Hälfte davon
erwirtschafteten die zehn führenden
Sozietäten. Die Branche profitiere laut
Juve von den guten wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen. Für das Wachs-
tum waren insbesondere Umstruk-
turierungen und Börsengänge verant-
wortlich. Spitzenreiter beim Wachs-
tum seien die Kanzleien Clifford
Chance (18,6 Prozent), Hengeler Muel-
ler (17,2 Prozent) und Freshfields
Bruckhaus Deringer (14,9 Prozent). FTD

Erfolgshonorare sollen
verboten bleiben
Die Bundesrechtsanwaltskammer
(BRAK) will am Verbot von anwaltli-
chen Erfolgshonoraren festhalten und
sie nur in Ausnahmefällen gestatten.
Das geht aus einem Gesetzesvorschlag
der BRAK hervor. Nur wenn sich ein
Mandant andernfalls keinen Anwalt
leisten kann, darf er mit ihm eine
Erfolgsprämie vereinbaren und damit
die Bezahlung des Anwalts vom Resul-
tat seiner Arbeit abhängig machen.
Das Bundesverfassungsgericht hatte
das generelle Verbot im März für
verfassungswidrig erklärt und den
Gesetzgeber verpflichtet, bis zum Juli
2008 eine Neuregelung zu schaffen. 
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Entkernte 
Entscheidungen

MARTIN KOCK

Outsourcing ist ein Dauer-
brenner. Wird eingespart 

und restrukturiert, gehört es zum
Standardrepertoire, Teile des
Geschäfts an externe Dienstleister
abzugeben. Aus Unternehmens-
sicht haben Outsourcingprojekte
jedoch eine gefährliche Kehrseite
bekommen. Das Damoklesschwert
des Betriebsübergangs – geregelt
in Paragraf 613 a des Bürgerlichen
Gesetzbuchs – schwebt, an einem
dünneren Faden als je zuvor, über
den Vertragsparteien. Denn bei 
einem Betriebsübergang „erbt“
der Erwerber sämtliche Arbeits-
verhältnisse und die daraus resul-
tierenden Verbindlichkeiten – für
ihn wird es teurer. 

Der Europäische Gerichtshof
(EuGH) hatte Ende 2005 die ver-
traute Rechtsprechung des Bun-
desarbeitsgerichts (BAG) zum
Betriebsübergang für nicht europa-
rechtskonform erklärt. Das BAG
hat bis dahin bei der Fremdver-
gabe von Leistungen (Outsourcing)
zwischen Betriebsübergang und
bloßer Auftragsnachfolge unter-
schieden. Mit dem Kriterium der
„Eigenwirtschaftlichkeit“ hatten
die Erfurter Richter eine gut hand-
habbare Entscheidungshilfe gefun-
den, die Raum für geschickte Ver-
tragsgestaltung ließ. Danach konn-
ten dem Outsourcing-Partner Be-
triebsmittel (also etwa Maschinen)
vom Auftraggeber lediglich zur 
„eigenwirtschaftlichen Nutzung“
überlassen werden – ohne einen
Betriebsübergang herbeizuführen. 

Damit ist jetzt Schluss. Das BAG
hat die Vorgaben des EuGH über-
nommen und verzichtet nun auf
das Kriterium der „Eigenwirt-
schaftlichkeit“. Verblieben ist die
berüchtigte „wertende Gesamt-
betrachtung“– was die Urteile der
höchsten deutschen Arbeitsrichter
unberechenbar macht. Das zeigen
die jüngsten vom BAG entschiede-
nen Fälle deutlich. Regelmäßig 
urteilen die Erfurter anders als die
Vorinstanzen, obwohl auch dort
erfahrene Arbeitsrichter zu Werke
gehen (siehe BAG, Az.: 8 AZR
1043/06 und 8 AZR 803/06).

Als Grundlage der Beratung ver-
bleibt folglich nur die Auswertung
der bisherigen BAG-Judikatur als
Quasi-Präzedenzfälle. Ganz ohne
Wegweiser hat das BAG die Außen-
welt zwar nicht gelassen: Seit März
2006 ergründet es den „eigent-
lichen Kern des zur Wertschöp-
fung erforderlichen Funktions-
zusammenhangs“ – schon als Be-
griff ein Ungetüm. Aber die neue
Formel wurde bisher nicht mit
Leben gefüllt. „Butter bei die Fi-
sche“, möchte man den Erfurter
Richtern zurufen, „entscheidet oft
und begründet ausführlich!“ Die
Praxis kann es sich nicht leisten,
weiter im Unklaren über die
Reichweite des Betriebsübergangs
beim Outsourcing zu bleiben.

MARTIN KOCK ist Fachanwalt für
Arbeitsrecht bei Kleiner Rechtsanwälte 
in Düsseldorf. 

Wenn der Patriarch
dazwischenfunkt
� Richtig vertrackt wird es für
einen Geschäftsführer, wenn er
nach außen für die Steuerschul-
den einstehen muss, aber nicht
allein die Geschicke des Unter-
nehmens lenken darf. „Das ist
leider häufig bei Familienunter-
nehmen der Fall“, sagt Jens
Wolff, Steuerrechtler der Kölner
Kanzlei Holthausen & Partner.
Der Gründer hat sich zurück-
gezogen, einen Geschäftsführer
eingesetzt, funkt aber kräftig da-
zwischen. Den Fiskus interes-
siert das nicht, er hält sich an
den im Handelsregister einge-
tragenen Geschäftsführer. Es sei
denn, dieser kann beweisen,
dass seine Entscheidungsmacht
allenfalls auf dem Papier vor-
handen war. „Es gibt ganz Akri-
bische, die mehrere Akten-
ordner mit dem gesammelten
E-Mail-Verkehr und darin ent-
haltenen Anweisungen des Fa-
milienoberhaupts vorweisen
können“, berichtet Wolff. In
solch sorgsam dokumentierten
Fällen der Mitbestimmung haf-
tet dann auch der Strippenzie-
her im Hintergrund für die
Steuerschulden. ANKE STACHOW
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